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Am 20. Januar 2014 haben die AuRenminister der EU-Mitgliedstaaten beschlossen, die
Militiroperation EUFOR RCA Bangui durchzufiihren. Rund 800 Soldaten sollen so schnell
wie moglich in die Zentralafrikanische Republik (ZAR) verlegt werden und sechs Monate
vor Ort sein. Die ZAR hat in den letzten Monaten eine Zunahme interreligioser Gewalt,
die Vertreibung Hunderttausender Zivilisten und eine damit einhergehende humani-
tire Katastrophe erlebt. Frankreich hat eine Eingreiftruppe entsandt und die Afrika-
nische Union (AU) ihre bereits bestehende Mission auf 5400 Soldaten aufgestockt. Nimmt
man die Wahl der neuen Prisidentin Catherine Samba-Panza hinzu, scheint es also erste
positive Entwicklungen fiir das Land zu geben. Ob die Weichenstellungen der letzten
Wochen aber dazu fiihren, dass die elementaren strukturellen Probleme der ZAR gelost
werden, wird sich erst viel spiter zeigen. Zunichst sind spiirbare Erfolge nétig, um die
eskalierende Gewalt einzudiammen. Dazu bedarf es einer weiteren Aufstockung der AU-
Truppen und der Entsendung einer robusten Mission der Vereinten Nationen.

Im Dezember 2012 sind die vornehmlich
muslimischen Milizen der Seleka (»Koali-
tion«) — ein Zusammenschluss mehrerer
Milizen, angefiihrt von Michel Djotodia —
aus dem Norden kommend auf die Haupt-
stadt Bangui vorgertickt. Ihnen stellten sich
vorwiegend christliche Milizen der Anti-
Balaka (»gegen die Macheten«) entgegen. Seit-
dem ist in der ZAR ein Biirgerkrieg mit im-
mensen humanitidren Folgen aufgeflammt,
bei dem unterschiedliche religiose Gruppen
gegenseitige Vernichtungskampagnen fiih-
ren. Der Konflikt ist Folge einer grundlegen-
den Schwiche des Staates, der seit seiner Un-

abhingigkeit kaum in der Lage war, Infra-
struktur, Polizei, Justiz, Gesundheitsversor-
gung oder Bildung fiir seine Biirger bereit-
zustellen. Die ZAR gehort zu den zehn drm-
sten Lindern der Welt, obgleich sie kostbare
Ressourcen wie Diamanten, Erze und Holz

besitzt. Mangels staatlicher Infrastruktur ist

die Bevolkerung gezwungen, sich in Dorf-
oder Familienverbdnden zu organisieren.
Als Folge der anhaltenden politischen und
O0konomischen Krisen der letzten Jahre, von
Vertreibungen und der wachsenden Bedro-
hung der Sicherheit durch bewaffnete Ban-
den, StraBenrduber und Milizen ist auch die
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Widerstandsfahigkeit (Resilienz) in der
Gesellschaft geschwunden. Zur Problematik
schwacher Staatlichkeit gesellt sich in der
ZAR nun die einer schwachen Gesellschaft.

Die aktuelle Situation

Fir grofRere Sicherheit in Bangui zu sorgen
und einen Hilfskorridor aus dem Nachbar-
land Kamerun zu sichern ist das vorrangige
Ziel der Einsatzkrifte. Dabei handelt es sich
derzeit um 2000 franzodsische und 5400
Soldaten der MISCA (Mission internationale
de soutien a la Centrafrique sous conduite
africaine), einer im Dezember 2013 auto-
risierten Mission der Afrikanischen Union.
Interreligiose Auseinandersetzungen began-
nen mit dem erwdhnten Vorriicken der
tiberwiegend muslimischen Seleka-Milizen
auf die Hauptstadt Bangui. Spiter weiteten
sich die Kimpfe zwischen Seleka und Anti-
Balaka tiber Bangui hinweg aus. Seit dem
Sturz des Seleka-nahen Prdsidenten Michel
Djotodia im Januar 2014 sind allerdings vor
allem Muslime der Gewalt der christlichen
Milizen der Anti-Balaka ausgesetzt. Seither
bekdmpfen sich weniger die beiden Grup-
pen, die Gewalt richtet sich vornehmlich
gegen muslimische Zivilisten.

In Ermangelung eines staatlichen Gewalt-
monopols hatten sich lange vor dem Ein-
marsch der Seleka in Bangui verschiedene
Gewaltakteure wie etwa kriminelle Banden
und StraBenrduber in bedenklichem MafRe
ausgebreitet. Den reguldren Streitkrédften
(FACA, Forces armées centrafriquaine), die
aus weniger als 5000 Soldaten bestanden,
vertrauten die jeweils amtierenden Prési-
denten kaum. Fiir die meisten Staatsfithrer
fungierte die Priasidentengarde als private
Miliz. Die Streitkréfte sind schlecht aus-
gebildet und bezahlt. Statt fiir die Sicher-
heit der Bevolkerung zu sorgen, stellen sie
eine Bedrohung ihrer Sicherheit dar. Zum
Schutz gegen Ubergriffe bewaffneten sich
junge Ménner, um sich zu behaupten, zur
Not auch gegen die nationale Armee.

Unter Fithrung Michel Djotodias hatten
Rebellen im Mérz 2013 Prédsident Bozizé ge-
stiirzt und die Regierung tibernommen. In

der Folge wuchs auch die Macht des bewaff-
neten Fliigels der Seleka, die trotz Demobi-
lisierungs- und Integrationsprogrammen
nicht in die reguldren nationalen Streit-
kréfte integriert wurden.

Im September 2013, Monate vor seiner
endgiiltigen Ablosung im Januar 2014,
hatte sich Seleka-Fiihrer Michel Djotodia
vom Grofteil seiner Milizen distanziert. Mit
diesem Schritt wollte er sich vor der inter-
nationalen Gemeinschaft weiterhin als Pri-
sident legitimieren. Damit hat er zugleich
aber auch die Kontrolle tiber die Milizen
preisgegeben.

Den Anfiihrern der christlichen Anti-
Balaka-Milizen ist die Kontrolle iiber die
verschiedenen Gruppierungen ebenfalls
lingst entglitten. Die religidsen Milizen
haben sich zusehends in kleine, selbst-
bestimmte Einheiten aufgesplittert, die
keinem iibergeordneten Kommando folgen.
Diese Fragmentierung erschwert jegliche
Intervention von aufRen. An Gewaltakten
waren im Februar 2014 auch Angehorige
der FACA beteiligt. Weder die neue Regie-
rung unter Prdsidentin Samba-Panza noch
die Anfiihrer der Milizengruppen haben
folglich Kontrolle tiber die Gewaltakteure.
Hinzu kommt, dass auch tschadischen
Angehorigen der AU-Mission vorgeworfen
wird, ohne Autorisierung durch das Mis-
sionskommando inhaftierte Anfiihrer der
Seleka befreit und evakuiert zu haben. Mit
dem Sturz von Président Djotodia begann
zugleich der Riickzug der bewaffneten
Seleka-Truppen aus Bangui, die sich gegen-
wadrtig im Norden der ZAR neu gruppieren.
Auch dort werden sie nach Aussagen
von Beobachtern von tschadischen MISCA-
Angehoérigen unterstiitzt.

Schwache staatliche Strukturen

Am 10. Januar 2014 wurde Prdsident Djo-
todia abgesetzt, zehn Tage spiter wihlte
das Parlament die Biirgermeisterin von
Bangui, Catherine Samba-Panza, zur Pra-
sidentin. Am 25. Januar bestellte Samba-
Panza Andre Nzapayeke zum Premierminis-
ter. Nzapayeke, zuvor Mitarbeiter der Afri-



kanischen Entwicklungsbank, soll als »Neu-
traler« der neuen Technokratenregierung
vorstehen, der sowohl Minister der Seleka
als auch der Vorgéingerregierung Bozizés
angehoren. Auf diese Weise will man

den Ubergangsprozess fortsetzen, der in
Gabuns Hauptstadt Libreville im Januar
2013 zwischen dem damals amtierenden
Prédsidenten Bozizé und den Rebellen

der Seleka unter der Schirmherrschaft der
Nachbarstaaten vereinbart wurde. Am Ende
dieses Prozesses sollen Neuwahlen stehen,
die fiir das Jahr 2015 vorgesehen sind.

Seit die ZAR 1960 von der franzosischen
Kolonialherrschaft unabhdngig wurde,
waren Machtwechsel meist durch putschen-
de Militérs vollzogen worden, selten durch
demokratische Wahlen. Vor allem seit
Beginn der 2000er Jahre wird das Land von
anhaltenden innerstaatlichen Konflikten
erschiittert. Im Sinne der klientelistischen
Verteilungslogik galt die Aufmerksamkeit
der Regierenden zumeist der Versorgung
der eigenen Klientel, inklusive ausldndischer
Verbiindeter und Kénigsmacher - selten
ging es ihnen um die staatliche Durchdrin-
gung oder die Versorgung des gesamten
Landes. Die ZAR ist fast doppelt so grof3 wie
Deutschland, hat aber nur fiinf Millionen
Einwohner, die vor allem im Westen und
in der Hauptstadt Bangui leben. Das Land
ist infrastrukturell kaum erschlossen. Auch
das erschwert die Versorgung der Zivilbevol-
kerung. Als Reaktion auf die fortdauernden
Kampfe haben sich viele aus den urbanen
Zentren in das unwegsame Umland und den
Urwald zurtlickgezogen.

Bis Mdrz 2013 wurde die ZAR ausschliefR-
lich von Angehorigen der christlichen
Mehrheit aus den westlichen und Zentral-
provinzen regiert. Michel Djotodia, der sich
in diesem Monat an die Macht putschte,
wurde — wie auch sein Vorgidnger Bozizé -
von der Regierung des Tschad unterstiitzt.
Aufgrund des Riickzugs der Seleka in den
Nordwesten der ZAR und weiter in den
Tschad konnte sich die Krise der ZAR nun
zu einer regionalen Krise ausweiten.

Regionale und internationale Akteure
Regionale Konfliktvermittler spielen fiir die
Zukunft der ZAR eine entscheidende Rolle.
Sowohl das Friedensabkommen von Libre-
ville als auch der am 18. April 2013 unter-
zeichnete Vertrag von N’'Djamena, Haupt-
stadt des Tschad, wurde von der Wirtschafts-
vereinigung der Zentralafrikanischen Staa-
ten (Economic Community of Central Afri-
can States, ECCAS) lanciert und unter ihrer
Agide verhandelt. Diese Regionalorganisa-
tion unterhdlt seit 2008 auch eine Mission,
die Mission for the Consolidation of Peace
in Central African Republic (MICOPAX). Die
ECCAS-Mitgliedschaft iiberschneidet sich
mit jener der CEMAC (Communauté Eco-
nomique et Monétaire de I’Afrique Centrale),
einer kleineren Regionalorganisation, die
schon seit 2002 mit einer multinationalen
Friedensmission im Land ist. Am 19. Dezem-
ber 2013 ging die MICOPAX-Mission in die
AU-gefiihrte Mission MISCA tiber.

Einige Staaten, die sich an der BefTie-
dung des Konflikts in der ZAR beteiligen,
sind aufgrund ihrer Einmischung zugleich
aber auch Teil des Problems. Widerspriich-
lich sind vor allem die Rollen, die Frank-
reich und der Tschad in der ZAR spielen.

Von den externen Akteuren des Westens
hat sicherlich Frankreich die besten Kennt-
nisse des Landes, seiner politischen Akteure
und der geographischen Verhdltnisse. Da
es aber daran interessiert ist, weiterhin als
Ordnungsmacht in der Region zu agieren,
ist das Land kaum als neutraler Konflikt-
vermittler geeignet. Frankreich war seit der
Unabhingigkeit der Kénigsmacher in der
ZAR. Kaum ein Prdsident, der nicht durch
direkte franzosische Einflussnahme in das
Amt gelangte oder daraus entfernt wurde.
Wegen dieser Einflussnahme wird Paris
in der Region auch nicht als neutraler
sbroker« wahrgenommen. Vielmehr ver-
festigte sich im Zuge der jahrzehntelangen
politischen Manipulation eine Form von
Abhéngigkeit zentralafrikanischen Han-
delns von franzosischen Interessen. Frank-
reich wird zudem konkret vorgeworfen,
sein derzeitiges Engagement beruhe auf
wirtschaftlichen Eigeninteressen. Manche
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nehmen an, dass Frankreich an Uran aus
der ZAR interessiert sei, als Alternative

zu bisherigen Uranbezugsquellen in Siid-
algerien, Nordmali und Niger. Angesichts
der Konfliktlage, aber auch in Anbetracht
der fallenden Uranpreise steht Uran aus der
ZAR derzeit jedoch nicht im Fokus franzo-
sischer Wirtschaftsinteressen. 2012 griffen
bewaffnete Banden die Uranmine des fran-
zosischen AREVA-Konzerns im Siidosten des
Landes an, die spéter geschlossen wurde.

Nicht weniger eng mit der zentralafrika-
nischen Politik verbunden ist der Tschad.
Neben Frankreich ist vor allem dieses Nach-
barland direkt in die Besetzung politischer
Amter involviert. Francois Bozizé wurde
von der Regierung in N’Djamena unter-
stiitzt, seine Truppen sind im Tschad aus-
gebildet und bewaffnet worden. An dem
Putsch Bozizés gegen den Vorgidnger Patassé
waren tschadische Soldaten unmittelbar
beteiligt. Fiir den Tschad ist die ZAR in-
sofern von Bedeutung, als die tschadische
Olpipeline in der Nihe der Grenze zur ZAR
verlduft. Seit dem Sturz von Michel Djotodia
und der Amtsiibernahme von Prasidentin
Samba-Panza fliehen sowohl die Truppen
der Seleka als auch Tausende von Muslimen
aus der ZAR in das nérdliche Nachbarland.
Dies stellt eine Herausforderung fiir Tschads
Prdasidenten Déby dar, tschadische Truppen
operieren als Kontingent der MISCA in der
ZAR. Obgleich Déby als Unterstiitzer der
Seleka galt, wird er nicht wollen, dass sich
deren bewaffnete Kimpfer lingere Zeit im
Tschad aufhalten. Angesichts der fortdau-
ernden Kdmpfe in Darfur und der Auswei-
tung des Konflikts im Stidsudan lassen sich
hier neue Konstellationen von Gewaltakteu-
ren vorhersehen, deren Konflikte fiir die
weitere Region - und fiir die Fiihrungs-
machtanspriiche Tschads — negative Folgen
haben koénnten.

Auch Siidafrika hat in den vergangenen
Jahren Einfluss auf die Politik der ZAR ge-
nommen. Erst nachdem fiinfzehn siid-
afrikanische Soldaten bei der Einnahme
Banguis durch die Truppen der Seleka im
Mirz 2013 ums Leben kamen, zog Stidafrika
sein Militirkontingent aus der ZAR zurick.

Unklar ist, warum tiberhaupt insgesamt 200
stidafrikanische Soldaten im Land waren.

Obwohl Uganda und die USA nicht direkt
in die nationale Politik der ZAR involviert
sind, operieren Truppen beider Linder ge-
meinsam seit 2010 in der ZAR. Im stidost-
lichen Teil der ZAR halten sich seit Jahren
die Kdmpfer der Lord’s Resistance Army
(LRA) von Joseph Kony auf, die fiir Men-
schenrechtsverbrechen in Norduganda,
dem Stidsudan und der norddstlichen
Demokratischen Republik Kongo verant-
wortlich zeichnen. Seit 2010 ist die ugan-
dische Armee zusammen mit einem
kleinen Kontingent von US-Marines in der
Region aktiv, um die LRA militdrisch zu
schlagen. Die Mission, die seit August 2013
unter einem AU-Mandat operiert (Operation
Monsoon) und mit 3000 Soldaten aus der
Region und 100 US-Soldaten ausgestattet
ist, blieb bislang allerdings erfolglos.

Die humanitire Dimension

Losgeldst von allen politischen Uberlegun-
gen stellt die gegenwadrtige Situation in der
ZAR einen humanitédren Notfall »epischen
AusmalfRes« dar. Diese Formulierung wéhlte
VN-Generalsekretdr Ban Ki-Moon in seinen
Ausfiihrungen fiir den Menschenrechtsrat
der Vereinten Nationen am 20. Januar 2014.
Das Land befinde sich im »freien Fall«. Die
offentliche Ordnung ist zusammengebro-
chen, die staatlichen Sicherheitskréfte
haben sich aufgeldst. Zahllose Menschen-
rechtsverletzungen wurden im Zuge der
Auseinandersetzungen zwischen christ-
lichen und muslimischen Milizen began-
gen. Als Folge sind rund 1 Million Men-
schen auf der Flucht, mehr als 2,5 Millio-
nen sind auf humanitire Unterstiitzung
angewiesen. So bedriickend die Lage schon
jetzt ist: Aufgrund der starken Spannungen
zwischen Christen und Muslimen besteht
die Gefahr, dass sich der Konflikt entlang
religioser Bruchlinien dauerhaft verfestigt
und weiterhin gewaltsam ausgetragen
wird, wenn externe Akteure nicht eingrei-
fen. Nach Angaben von John Ging, Direktor
des Amtes fiir die Koordinierung humani-



tdrer Angelegenheiten der VN, sind in der
ZAR alle Elemente von Gewalt anzutreffen,
wie sie frither auch in Ruanda oder Bosnien
zu beobachten waren. Diese humanitére
Notlage erfordert vor allem die Zuweisung
finanzieller Mittel an die Vereinten Natio-
nen sowie entsprechende Hilfen internatio-
naler Geber. Angesichts der Sicherheitslage
und des Zerfalls der 6ffentlichen Ordnung
werden humanitéire Hilfeleistungen jedoch
wirkungslos bleiben, wenn nicht extern
bereitgestellte Sicherheitskréfte fiir ein
sicheres Umfeld sorgen. Da sich deutsche
Regierungen politisch selbstverpflichtet
haben, gegen ethnische Sduberungen und
Genozid auch priventiv vorzugehen, legt
diese Dimension der Lage in der ZAR eine
Beteiligung Deutschlands an der EU-Mission
in der ZAR nahe. Nach dem aktuellen Stand
der Diskussion wird die Bundesrepublik
voraussichtlich einen Luftwaffen-Airbus
mit intensivmedizinischer Ausstattung
(MedEvac) sowie Stabspersonal in den Haupt-
quartieren in Larissa und Bangui zur Ver-
fligung stellen.

Die biindnispolitische Dimension
Zwei Instrumente der deutschen Sicher-
heitspolitik sind in den vergangenen Jahren
nicht in dem Umfang genutzt worden, wie
das wiinschenswert gewesen ware; beide
haben als Folge dessen Schaden genom-
men: die deutsch-franzdsische Kooperation
in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
einerseits und die Gemeinsame Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU
andererseits. Beide Instrumente konnten
durch ein aktives Engagement der Bundes-
republik beim Krisenmanagement in Afrika
und speziell in der ZAR wiederbelebt und
gestarkt werden.

Am 20. Januar 2014 haben die AuRen-
minister der EU-Mitgliedstaaten beschlos-
sen, die Militdrmission EUFOR RCA Bangui
durchzufithren. An der Operation werden
rund 800 Soldaten beteiligt sein, die so
schnell wie moglich verlegt werden und fiir
sechs Monate in der ZAR verbleiben sollen.
Ziel ist es, die Offentliche Sicherheit in der

zentralafrikanischen Hauptstadt Bangui
wiederherzustellen und Bedingungen zu
schaffen, die es internationalen Organisa-
tionen erlauben, humanitire Hilfe zu leis-
ten. Eine ambitioniertere Mission, die auch
Gebiete auRerhalb der Hauptstadt erfasst
hitte, haben die EU-AulRenminister aus-
geschlossen. Gleichzeitig haben sie aber
zugestimmt, dass das EU-Kontingent die im
Land befindlichen 2000 franzodsischen Sol-
daten in einem MafRe entlastet, dass diese
auferhalb von Bangui eingesetzt werden
konnen. Es handelt sich um eine »Uber-
briickungsmission¢, deren Aufgaben nach
sechs Monaten entweder von einer Mission
der VN oder der Afrikanischen Union tiber-
nommen werden sollen.

Bei der Ausgestaltung ihrer Rolle in
Mali hat die EU 2013 ein inkohéarentes Bild
abgegeben. Mit ihrem Beschluss vom Januar
2014 zeigt die EU nunmehr, dass sie als

Vgl. dazu die SWP-Aktuells
zu Mali von Markus Kaim
(8/2013) und von Wolfram
Lacher und Denis Tull

Ganzes gewillt ist, im Rahmen der GSVP (9/2013):

Aufgaben des Krisenmanagements mit mili-  http://bit.ly/SWP13A08
s .. . und

tarischen und gegebenenfalls zivilen Mitteln http://bit Iy[SWP13A09

in Afrika wahrzunehmen. Ein deutscher
Beitrag zu dieser Mission wiirde nicht nur
Deutschlands Bereitschaft unterstreichen,
seiner internationalen Verantwortung in
diesem Feld wieder stirker nachzukom-
men. Er wiirde den europdischen Verbiin-
deten auch das wichtige Signal geben, dass
die Bundesregierung der GSVP grofRere
Bedeutung als in der Vergangenheit bei-
misst und diese aktiv zu gestalten sucht.
Die deutsch-franzoésischen Sicherheits-
beziehungen waren in den vergangenen
Jahren so wenig kooperativ wie lange nicht.
Unterschiedliche Prioritdten und weit aus-
einanderliegende aulRenpolitische Ambitio-
nen, zum Beispiel beim internationalen Kri-
senmanagement oder gemeinsamen Riis-
tungsprojekten, haben die bilateralen
Beziehungen in diesem Politikfeld getriibt.
Eine klare Willensbekundung der Bundes-
regierung, wieder eine verstérkte sicher-
heitspolitische Kooperation mit Paris zu
suchen, kénnte auch der GSVP neuen
Schub verleihen. Die am 19. Februar 2014
beschlossene Entsendung von bis zu 250
Bundeswehrsoldaten nach Mali, darunter
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Angehorigen der deutsch-franzosischen Bri-
gade, zeugt von einer Neuausrichtung der

bilateralen Beziehungen, wie sie sich auch
in der ZAR manifestieren koénnte.

Unterstiitzung der AU und der VN:
Grenzen der »Ertiichtigungspolitik«
Mit seiner Resolution S/RES/2134 (2014)
vom 28. Januar 2014 hat der VN-Sicher-
heitsrat EUFOR RCA Bangui autorisiert. Die
Resolution fiigt sich in den existierenden
Rechtsrahmen ein, der das internationale
Krisenmanagement in der ZAR regelt. So
stellte bereits die Resolution S/RES/2127
(2013) vom 5. Dezember 2013 fest, dass die
Lage in der ZAR eine Bedrohung des inter-
nationalen Friedens und der Sicherheit
darstelle. Darum autorisierte sie nach Kapi-
tel VII der VN-Charta die Stabilisierungs-
mission MISCA der AU in der ZAR fiir zwolf
Monate und stellte in Aussicht, dass MISCA
auf Bitten der AU in eine friedenserhalten-
de Mission der VN mit bis zu 10 000 Solda-
ten sowie 1800 Polizisten tiberfithrt werden
konne. Zudem autorisierte die Resolution
die franzosischen Streitkrifte in der ZAR,
alle MaRnahmen zu ergreifen, die notwen-
dig sind, um MISCA bei der Erfiillung ihrer
Aufgaben zu unterstiitzen. Ahnlich im dop-
pelten Sinne subsididr ist der Auftrag fir
EUFOR RCA Bangui, in dem auf die Unter-
stiitzung der MISCA als auch des franzési-
schen »Sangaris«-Kontingents Bezug genom-
men wird. Die Unterstiitzung der EU hat be-
reits finanziellen Ausdruck gefunden: Fiir
MISCA stellte die Union 75 Millionen Euro
liber die African Peace Facility bereit.

Der subsididre Charakter der Mission
steht im Einklang mit deutschen bzw. euro-
pdischen sicherheitspolitischen Ordnungs-
vorstellungen der vergangenen Jahre. Da-
nach sind nationale Regierungen wie auch
andere Regionalorganisationen zum Krisen-
management zu befihigen. Gelinge dies,
miisse die EU oder die Nato keine direkte
Rolle ibernehmen.

Bislang (Stand: Anfang Méarz 2014) sind
etwa 5400 Soldaten fiir die MISCA in der
ZAR, von denen aber lediglich das Kontin-

gent Ruandas offensiv gegen die rivalisie-
renden Milizen vorgeht. Daneben deutet
sich an, dass die fiir den Erfolg von MISCA
notwendige politische Kohdsion auf Seiten
der AU fehlt und die Parteilichkeit einzel-
ner Truppensteller die Wirksamkeit der
Mission gefdhrdet. Dieses Problem wird
wahrscheinlich auch bestehen bleiben,
wenn die Transformation in eine friedens-
erhaltende Mission der VN vollzogen
wiirde, da die truppenstellenden Nationen
aller Voraussicht nach identisch blieben.
Hinzu treten weitere Probleme, die sich
aus dem subsididren Ansatz ergeben: Drei
parallele, aber miteinander verflochtene
Militirmissionen erfordern ein héheres
Maf an Koordination, zugleich werden
klare Verantwortlichkeiten verwischt. Vor
diesem Hintergrund hat VN-Generalsekre-
tdr Ban Ki-Moon gefordert, die Truppen von
MISCA, Sangaris und EUFOR RCA einem ge-
meinsamen Kommando zu unterstellen. Die
sogenannte »Ertiichtigungsstrategie« stof3t
im Falle der ZAR an klare Grenzen, wenn es
abzuschétzen gilt, in welchem Umfang ein
Erfolg der EU-Mission zu erwarten ist.

Die funktionale Dimension:

Das Mandat des VN-Sicherheitsrats
Wer ein militdrisches Eingreifen der EU
(unter deutscher Beteiligung) in der ZAR
erwdgt, muss immer auch Rechenschaft
dariiber geben, welches Ziel die angestrebte
Mission verfolgen soll, welche Kriterien fiir
die Bewertung von Erfolg oder Misserfolg
heranzuziehen sind und welcher Zeitrah-
men geplant ist. Im konkreten Fall ist dies
auch deshalb schwierig, weil das VN-Man-
dat nicht nur die Gewdhrleistung der
offentlichen Sicherheit als Missionszweck
vorgibt, sondern auch ein multidimensio-
nales Paket komplexer Aufgaben fiir die seit
2010 in der ZAR tétige politische Vertre-
tung der VN, das Bureau intégré des Nations
Unies pour la Consolidation de la Paix en
République centrafricaine (BINUCA). Das
Aufgabenpaket enthélt neben den erwdhn-
ten sicherheitspolitischen Elementen auch
eine Entwaffnungskomponente (Demobili-


http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/RES/2127(2013)
http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/RES/2127(2013)
http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/RES/2127(2013)

sierung von Milizenrebellen und deren Inte-
gration in die reguldren Streitkrifte), eine
humanitire Dimension (Schutz von Men-
schenrechten und Versorgung von Fliicht-
lingen), eine Rechtsstaatsdimension (Star-
kung von Polizei und Justizbehoérden) sowie
eine politische Komponente (Planungen fiir
eine Ubergangsregierung und Riickkehr der
ZAR zur konstitutionellen Ordnung). Der
iiberwiegende Teil dieser Aufgaben muss
nicht von der EU, sondern von der AU und
den VN erfiillt werden. Ob die EU-Mission
in der ZAR jedoch mehr als einen sym-
bolischen Erfolg wird erzielen kénnen, ent-
scheidet sich daran, ob diese Vorleistungen
tatsdchlich erbracht werden. Denn das Man-
dat der Vereinten Nationen weist eindeutig
darauf hin, dass eine umfassende und auf
Dauer angelegte Regelung der Konflikte
in der ZAR zwar einer militarischen Kom-
ponente bedarf, aber ohne eine parallele
zivile Dimension nicht moglich sein wird.
Die Rahmenbedingungen des EU-Ein-
satzes sind mithin deutlich anspruchsvoller
und komplexer, als gegenwadrtig vermutet
wird. Denn schwierig oder gar zum Schei-
tern verurteilt waren in der Vergangenheit
vergleichbare Missionen, deren langfristi-
ger Erfolg (gemessen nicht am Mandat, son-
dern an den tiberwolbenden politischen
Ordnungsvorstellungen) vollstindig oder
iiberwiegend von der Mitwirkung anderer
internationaler, regionaler oder nationaler
Akteure abhdngig war. Zu denken ist im afti-
kanischen Kontext zum Beispiel an EUFOR
RD Congo 2006 oder EUFOR Tchad/RCA
2008/09. Je mehr Koordination zwischen
den Beteiligten erforderlich ist, je starker
es der Vorleistung anderer bedarf, um ein
politisches Ziel im Wege eines militdrischen
Engagements zu erreichen, desto fraglicher
wird es, ob sich die vom VN-Mandat bzw.
der jeweiligen deutschen Politik gestellten
Aufgaben erfiillen lassen. All dies gilt auch
fiir den angestrebten Einsatz in der ZAR:
Welche Riickfalloption hat die EU bzw.
Deutschland, wenn MISCA in den néchsten
sechs Monaten erfolglos bliebe; wenn die
angestrebte VN-Mission nicht zustande
kdme und/oder wenn der Zeitplan fiir den

politischen Ubergangsprozess Makulatur
wiirde? Erste Kritik aus dem franzosischen
Militédr deutet darauf hin, dass Paris die
Dimension der Herausforderung in der ZAR
offenkundig unterschétzt hat.

Vergleichbar breit angelegte VN-Mandate
hatten in der Vergangenheit zur Folge, dass
westliche Hauptstddte ihre Militidreinsdtze
mit komplexen politischen, zum Teil man-
datsfremden Zielvorstellungen tiberfrachte-
ten oder aber diese umgekehrt mit solch
geringen Fiahigkeiten ausstatteten, dass das
Mandat von vornherein nicht zu erfiillen
war. Ahnliches steht auch im Fall der ZAR
zu befiirchten. [llustrieren lassen sich die
Probleme beispielsweise anhand der Fokus-
sierung auf die humanitire Dimension:
Zwar ist das Mandat in dieser Hinsicht sehr
klar umrissen und vergleichsweise beschei-
den. So wird sich EUFOR RCA Bangui auf
die Hauptstadt konzentrieren. Nach den
vorliegenden Informationen haben sich
Tausende Binnenfliichtlinge aber nicht nur
in Bangui versammelt, sondern befinden
sich auch in zwei Gebieten um Bossangoa
(300 km von der Hauptstadt entfernt) und
Bangassou (mehr als 700 km). Diese zu
schiitzen und zu versorgen erfordert erheb-
liche Transport- und Sicherungskapazitdten
der MISCA und des franzosischen Kontin-
gents. Zurzeit ist unklar, wie diesem Um-
stand Rechnung getragen werden kann.

Zweifellos ist ein schmaler deutscher
Beitrag zu einer kleinen Mission der EU, die
die MISCA-Mission unterstiitzt, unter dem
Aspekt der internationalen Verantwortung
Deutschlands und der Starkung regionaler
Sicherheitsorganisationen wie der VN glei-
chermafRen politisch bedeutsam. In der ZAR
wird er aber kaum eine Wirkung erzielen.
Im schlimmsten Falle droht ein Schein-
erfolg der EU: Im Sinne des Mandats gelinge
es, Bangui zu sichern, dort die 6ffentliche
Ordnung wiederherzustellen und die Be-
volkerung zu versorgen. Im Hinblick auf
die iiberwodlbenden politischen Ordnungs-
vorstellungen wire damit aber nichts
gewonnen, wenn im Rest des Landes alle
politischen und humanitdren Bemiihungen
scheitern wiirden. Mit diesem Problem war
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bereits EUFOR RD Congo konfrontiert: Im
Jahr 2006 hat sie zwar im Mandatssinne
erfolgreich die VN-Mission im Land bei der
Abhaltung von Wahlen unterstiitzt, konnte
die politische Gesamtentwicklung der DR
Kongo aber kaum positiv beeinflussen.

Maogliche Schritte fiir Deutschland
Angesichts der maroden Staatsstruktur, der
Vielzahl von gegeneinander kimpfenden
Gewaltakteuren und der verheerenden
humanitiren Katastrophe in der ZAR wére
es verfehlt, eine schnelle, in absehbarer Zeit
einsatzfihige und wirksame militdrische
Mission zu erwarten. Die deutsche Politik
hat vor diesem Hintergrund drei Hand-
lungsoptionen:

Die symbolische Option

Deutschland wiirde sich symbolisch an

der EU-Mission beteiligen, zum Beispiel mit
einem Flugzeug und einigen Offizieren im
Fihrungsstab der Operation. Damit wéare
zumindest der gute Wille Deutschlands
unter Beweis gestellt, grof3ere Verantwor-
tung zu iibernehmen und die GSVP zu stir-
ken. Der Erfolg der EU und eines moéglichen
deutschen Kontingents wiirde aber geo-
grafisch und funktional begrenzt bleiben
und wdre nur ein Scheinerfolg. Aufgrund
des begrenzten Mandats konnte der Einsatz
sogar zu einer Belastung fiir die deutsche
Politik werden, wenn ndmlich der Eindruck
entstiinde, Soldaten europdischer Militar-
kontingente wiirden massiven Menschen-
rechtsverletzungen in der ZAR hilf- und
machtlos zuschauen. Solche Grenzen der
Mission sollten Entscheidungstriger in
Briissel wie Berlin im Sinne des Erwartungs-
managements klar kommunizieren.

Die robuste Option

In diesem Fall beteiligte sich Deutschland
mit einem groReren Kontingent von Bun-
deswehrsoldaten an einer Mission in der
ZAR, entweder direkt an der franzosischen
Operation Sangaris oder aber in wenigen

Monaten an der angestrebten Mission der
Vereinten Nationen. Beide Varianten bedeu-
ten eine Pridsenz auf dem gesamten Gebiet
der ZAR, die mit deutlich gréfReren Heraus-
forderungen und Risiken verbunden ist
und daher in Deutschland entsprechend
kontrovers diskutiert wiirde. Andererseits
bestiinde aber auch eine groRere Chance,
das VN-Mandat im Kern zu erfiillen, ndm-
lich die 6ffentliche Ordnung auf dem
gesamten Staatsgebiet wiederherzustellen
und eine landesweite Versorgung der Fliicht-
linge zu ermoglichen. Angesichts 6ffent-
licher Festlegungen von Kanzlerin Merkel
und Verteidigungsministerin von der
Leyen, die einen »Kampfeinsatz« in der ZAR
ausgeschlossen haben, ist die Wahl dieser
Option jedoch unwahrscheinlich.

Die zivile Option

Im Sinne eines umfassenden Konflikt-
managements in der ZAR ist zweierlei not-
wendig: schnelles militdrisches Eingreifen,
um die humanitire Katastrophe einzudim-
men, aber dartiber hinaus auch ein dauer-
haftes ziviles Engagement. Fiir beide
Aufgaben eignet sich die EU mit den mili-
tarischen wie zivilen Komponenten ihres
Krisenmanagements in besonderer Weise.
Insbesondere Deutschland hat sich immer
wieder fiir die Nutzung ziviler Instrumente
ausgesprochen. Insofern wire es nur folge-
richtig, wenn die Bundesregierung sub-
stantielle Kapazitéten fiir die Erfiillung der
nichtmilitdrischen Dimension des VN-Man-
dats zur Verfiigung stellen wiirde. In Frage
kdmen finanzielle, materielle und perso-
nelle Hilfen, zum Beispiel bei der Fliicht-
lingsversorgung, beim Aufbau funktionie-
render Sicherheitskrifte sowie bei der staat-
lichen Verwaltung, der Wiedereingliede-
rung von Milizen, der Unterstiitzung bei
der Abhaltung von Wahlen, der Strafverfol-
gung von Menschenrechtsverletzungen
uw.v.m. Diese zivile Dimension ist in Deutsch-
land und Europa bislang wenig diskutiert
worden. Bei einer mittel- und langfristigen
Konfliktregelung wird ihr aber eine Schliis-
selfunktion zukommen.



	Einleitung
	Die aktuelle Situation
	Schwache staatliche Strukturen
	Regionale und internationale Akteure
	Die humanitäre Dimension
	Die bündnispolitische Dimension
	Unterstützung der AU und der VN: Grenzen der »Ertüchtigungspolitik«
	Die funktionale Dimension: Das Mandat des VN-Sicherheitsrats
	Mögliche Schritte für Deutschland
	Die symbolische Option
	Die robuste Option
	Die zivile Option


